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Die  programmatischen Leitlinien  der  Linksjugend ['solid]  Saar  wurden der
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Präambel

Die  Linksjugend  ['solid]  Saar  ist  ein  sozialistischer,  antifaschistischer,
basisdemokratischer,  feministischer  und  ökologischer  Jugendverband.  Er
greift  in  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  ein  und  ist  Plattform  für
antikapitalistische  und  emanzipatorische  Politik  (→A).  Als  Jugendverband
suchen  wir  die  Kooperation  mit  anderen  Bündnispartner*innen.  Der
Jugendverband  strebt  dabei  enge  Zusammenarbeit  mit  gleichgesinnten
Jugendstrukturen auf allen Ebenen an. 

Politische Bildung, der Eintritt in eine politische und kulturelle Offensive von
Links und die politische Aktion stehen dabei im Mittelpunkt der Tätigkeit der
saarländischen  Linksjugend.  Als  parteinaher  Jugendverband  ist  die
Linksjugend  ['solid]  Saar  die  Jugendorganisation  der  Partei  DIE  LINKE  im
Saarland und wirkt als Interessenvertretung linker Jugendlicher in der Partei.

Wir  wollen  junge  Menschen  politisieren  und  dazu  bewegen,  Politik  aktiv
selbst zu gestalten. Es muss ein Bewusstsein dafür geschaffen werden, dass
gesellschaftlicher Wandel beim Individuum beginnt  und auch durch dieses
vorangetrieben  werden  kann.  Aktuelle  und  ehemalige  Mitglieder  der
Linksjugend ['solid] Saar engagieren sich in gewerkschaftlichen und sozialen
Bereichen,  der  Flüchtlingshilfe,  in  bildungspolitischen  Initiativen  sowie  in
antifaschistischen  und  antirassistischen  Aktionen.  Wir  schöpfen  unsere
Motivation  aus  diesen  gemeinsamen  Erfolgen  und  der  langfristigen
Perspektive unserer Arbeit.

Es  ist  das Ziel  dieser  Leitlinien,  die  gemeinsamen zukünftigen Interessen,
Vorhaben  und  Ziele  des  Jugendverbandes  in  programmatischer  Weise  in
siebzehn Punkten darzulegen.

Für  verwendete  Begriffe  findet  ihr  am  Ende  der  Leitlinien  ein  kleines,
erklärendes Glossar. Die Einträge sind durch fettgedruckte Buchstaben, z.B
(→Y), gekennzeichnet.
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1. Antifaschismus – Kein Fußbreit den Faschisten!

Rechte  Bewegungen  in  Deutschland  und  Europa  haben  erschreckenden
Zulauf.  In  den letzten Jahren ist  ein  wiedererstarkendes  Nationalgefühl  in
Deutschland,  aber  auch  in  anderen  Teilen  Europas,  festzustellen.  Der
vielbeschworene „gesunde Patriotismus“ ist jedoch keinerlei Fortschritt, der
die Menschen mit ihrer eigenen Kultur und Vergangenheit versöhnt, sondern
eine in ihrem Wesen zutiefst reaktionäre Entwicklung, auf deren Nährboden
rechtskonservative  und  rassistische  Bewegungen  gedeihen  können.  Das
Saarland sollte sich indes als ein Lebensort erweisen, der von Akzeptanz und
Menschenfreundlichkeit geprägt ist.

Leider  finden  sich  NPD  und  AfD  auch  in  saarländischen  Parlamenten,
außerparlamentarische  Vereinigungen  organisieren  Demonstrationen  und
machen Dorffeste unsicher. Die saarländische Linksjugend hat sich in der
Vergangenheit  gegen  rassistische,  nationalistische  und  faschistische
Tendenzen zur Wehr gesetzt. Dass dies auch zukünftig notwendig sein wird,
zeigt  nicht  nur  die  Vergangenheit  rechtsradikaler  Anschläge  im  Saarland,
sondern  leider  auch  die  Gegenwart.  Wir  wollen  unsere  antifaschistische
Tätigkeiten in den kommenden Jahren weiter auszubauen und die Stärkung
der gesellschaftlichen Akzeptanz antifaschistischer Arbeit vorantreiben. 

Antifaschistische Arbeit bedeutet für uns aber nicht nur, da zu sein, wo es
brennt,  sondern  auch  Bildungsarbeit  zu  leisten  und  präventiv  über
menschenverachtende  Einstellungen  aufzuklären.  Dazu  beteiligt  sich  die
Linksjugend an öffentlicher  Bildungsarbeit  und strebt  die  Zusammenarbeit
mit  in  diesem  Bereich  tätigen  Organisationen  im  Saarland  an.  Ferner
möchten wir auch beratend bei der Vermittlung von Aussteigerprogrammen
zur Verfügung stehen. Zudem sehen wir die Relevanz der Erinnerungs- und
Mahnkultur als gesellschaftlich enorm wichtig an.

Wir fordern:

– Praktische antifaschistische Arbeit in Form von Demonstrationen 
und Blockaden bei Naziaufmärschen.

– Ein Aufzeigen und Bekämpfen von offenem Nationalismus und 
nationalistischen Tendenzen in der Gesellschaft.

– Eine umfassende Förderung von Programmen und Initiativen zur 
Antiiskriminierung.

– Eine Bekämpfung der „Extremismusdoktrin“ (→B) die „links“ und 
„rechts“ gleichsetzt.
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– Eine lebendige und antirevisionistische Erinnerungskultur im 
Saarland und anderswo. Konkrete erste Schritte wären ein Verbot 
von Wehrmachtsdenkmälern und die überfällige Umbenennung der 
Röchlinghöhe in Völklingen. Der 8. Mai soll als Tag der Befreiung 
Europas vom deutschen Faschismus ein offizieller Feiertag werden.

– Eine Anerkennung von rassistischen Verbrechen als solche und das 
damit verbundene würdige Erinnern wie im Fall von Samuel Kofi 
Yeboah.

2. Antikapitalismus – Make Capitalism History! 

Die Linksjugend ['solid] Saar beruft sich auf die theoretischen Grundlagen der
Kritik  der  politischen  Ökonomie  (→C) und  sieht  sich  in  der  Tradition
eigentumskritischer  Analysen  und  der  Kritischen  Theorie  (→D) zum
Verständnis  der  vorherrschenden  sozioökonomischen  Verhältnisse.  Die
Gesetze  des  Kapitalismus  und  seine  gesellschaftlichen  Wirkungsweisen
erlauben keine Gesellschaft, die die freie Entfaltung des Individuums und eine
Deckung der Grundbedürfnisse aller  zu gewährleisten. Es ist uns bewusst,
dass der Kapitalismus nicht im Saarland überwunden werden kann. Dennoch,
oder auch gerade deswegen, sehen wir es als unsere Aufgabe an, in unserem
Wirkungsgebiet  Aufklärung  über  das  kapitalistische  Wirtschaftssystem  zu
betreiben und Alternativen zu diesem aufzuzeigen.

Hierbei soll ein progressiver Ansatz vertreten werden, während der Boykott
und  das  Vermeiden  von  Produkten  und  Herstellern,  die  beispielsweise
menschenunwürdige  Arbeitsbedingungen  fördern,  gleichsam  als  probate
Mittel  des  lokalen  Widerstands  angesehen  werden.  Diese  Mittel  des
Widerstands dürfen nicht  aus ihrem sozioökonomischen Kontext enthoben
werden; regressive Kapitalismuskritik, welche die strukturellen Probleme und
Unzulänglichkeiten des Kapitalismus ausblendet, lehnen wir ab: Das Problem
heißt Kapitalismus!

Zudem muss grundsätzlich über die Verteilung des privaten Reichtums und
der Produktionsmittel diskutiert werden. In einer Zeit,  in der die reichsten
10%  der  Gesellschaft  über  mehr  als  zwei  Drittel  des  Privatvermögens  in
Deutschland verfügen, ist eine Umverteilung von oben nach unten dringend
geboten. Die Spaltung der Gesellschaft in arm und reich kommt bereits heute
überall,  wie  beispielsweise  der Gesundheitsversorgung als etablierte  Zwei-
Klassen-Medizin,  zum  Ausdruck.  Der  Konzentration  des  Reichtums in  den
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Händen einiger weniger muss von Seiten des Staates entschieden entgegen-
getreten werden. 

Wir  wollen die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens  (→K),
welches für uns die Grundlage eines selbstbestimmten Lebens jenseits des
Zwangs zur Lohnarbeit darstellen kann. Dabei lehnen wir jedoch Formen des
bedingungslosen  Grundeinkommens  ab,  die  nur  darauf  abzielen,  den
Sozialstaat „duch die Hintertür“ abzubauen, wie sie in letzter Zeit auch von
neoliberalen  Parteien  in  Europa  vertreten werden. Bereits  seit  langem  ist
Arbeit  zur  Ideologie  geworden,  viele  Jobs  nur  als  Selbstzweck  da  und
zusätzliche  Technologisierung  macht  menschliche  Arbeitskraft  immer
überflüssiger.  Die  Verkürzung der  Arbeitszeit  wäre  ein kleiner  und nötiger
erster Schritt. Wir kämpfen für radikale Belegschaftsbeteiligung in Betrieben,
bei welcher die Arbeitnehmer*innen selbst im Besitz der Produktionsmittel
sind und unmittelbar über den von ihnen erwirtschafteten Wert verfügen.

Langfristig  stellen  reformistische Maßnahmen jedoch keine Alternative  zur
endgültigen  Überwindung  der  kapitalistischen  Wirtschafts-  und
Gesellschaftsordnung  dar.  Die  Vergesellschaftung  aller  Produktionsmittel
bleibt  das  Ziel!  Für  uns  steht  fest:  Eine  umfassende  und  grundsätzlich
kritische  Analyse  des  Kapitalismus  und  der  gesellschaftlichen  und
wirtschaftlichen Verhältnisse, die er erzeugt, ist die Basis unserer Politik!

Wir fordern:

– Die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens in 
menschenwürdiger Höhe.

– Die Einführung der 30-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich.
– Eine immer vollständigere genossenschaftliche Organisation in 

Betrieben: Die Belegschaft hat das Sagen! 
– Die Einführung einer Bürger*innenversicherung (→E) für alle und ein 

Verbot von privater Gesundheitsfürsorge.
– Eine Erhöhung des Höchststeuersatzes und die Wiedererhebung der 

Vermögenssteuer, sowie die Einführung einer progressiven 
Kapitalertragssteuer (→L).

– Eine drastische Erhöhung der Erbschafts- und Schenkungssteuer.
– Die Verstaatlichung aller Schlüsselbetriebe, welche für das 

alltägliche Leben der Menschen unersetzlich sind.
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3. Antimilitarismus - Deutsche Waffen, deutsches Geld, morden 
mit in aller Welt! 

Wir leben, historisch betrachtet, in Westeuropa in einer überaus friedlichen
Zeit. Setzen wir uns also dafür ein, dass auch die restliche Welt auf lange
Sicht  in  Frieden  leben  möge.  Die  Linksjugend  ['solid]  Saar  strebt  eine
antimilitaristische Welt in Frieden an.

Neue  Waffen  schaffen  unserer  Meinung  nach  vor  allem  neues  Leid.
Deutschland ist nach wie vor einer der größten Waffenexporteure und liefert
sogar  an  Länder  wie  Saudi-Arabien  und  die  Türkei  massenweise
Mordmaschinen. Wir fordern ein Ende der militärischen Präsenz im Alltag der
Zivilbevölkerung. Wir sprechen uns gegen das Anwerben von Schüler*innen
durch die Bundeswehr an Schulen und auf öffentlichen Veranstaltungen aus –
kein Werben fürs Sterben! Die Bundeswehr gefährdet ihre Gesundheit und die
ihrer Mitmenschen.

Geheimdienste sind unserer Meinung nach nicht wirklich mit einer absolut
freien  und  emanzipierten  Gesellschaft  vereinbar  und  zudem  nicht  durch
demokratische  Strukturen  direkt  kontrollierbar.  Der  Verfassungsschutz,
dessen Arbeit bewiesen hat, dass er auf dem rechten Auge völlig blind ist und
strukturell versagt hat, muss endlich abgeschafft werden!. 

Wir fordern:

– Die Abschaffung des Verfassungsschutzes. Langfristig die 
Abschaffung aller nationalen militärischen und nichtmilitärischen 
Geheimdienste.

– Langfristige Überführung der Waffenindustrie und ihrer Zulieferer in 
zivile, nichtmilitärische Produktion. Sofortiger Ausstieg aus allen 
laufenden Exportverträgen für Waffen mit Saudi-Arabien, der Türkei 
und dem Iran.

– Ein Verbot für die Bundeswehr, Minderjährige anzuwerben, sowie ein
generelles Verbot von Werbeaktionen für das Militär.

– Eine Zivilklausel an den saarländischen Hochschulen.
– Die Beendigung aller Auslandseinsätze der deutschen Bundeswehr.
– Keine Kampfdrohneneinsätze von deutschem Boden.
– Langfristig anzustreben ist die Schließung aller militärischen 

Stützpunkte auf nationaler und internationaler Ebene.
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– Den konsequenter Abbau von Nuklearwaffen, insbesondere mit Blick
auf  die amerikanischen Atombomben auf dem Fliegerhorst Büchel. 

– Die Schließung von „Polygone“, einer Übungsanlage für den 
elektronischen Kampf, der von Deutschland und Frankreich 
betrieben wird, und „TRA Lauter“, einem Militärübungsgelände der 
US-Armee.

4. Antirepression  – Gegen den Polizei- und Überwachungsstaat!

Die  militärische  Aufrüstung  von  Polizeieinheiten  bundesweit,  die  stetige
Zunahme  an  Überwachung  durch  Kameras,  Abhörmaßnahmen,  die
Speicherung von Metadaten und die Funkzellenabfrage... Der deutsche Staat
arbeitet seit Jahren mit fadenscheinigen Argumenten an einer gigantischen
Überwachungs-  und  Sicherheitsstruktur.  Erhöhte  Polizeipräsenz  und  mehr
Überwachung wird damit begründet, dass die Menschen sich wieder sicher
fühlen sollen und dieses Bedürfnis herbeigeredet. Dass Kriminalität sich aber
nicht  durch  Staatsgewalt,  sondern  besser  durch  Prävention  und  soziale
Sicherheit  bekämpfen  lässt,  wird  ausgespart.  Die  Öffentlichkeit  sieht  in
Amokläufen psychisch kranker  Asylbewerber  Terroranschläge,  während die
fast  täglichen  Brandanschläge  auf  Geflüchtete  und  ihre  Unterkünfte  kein
Terror, sondern nur sich entladender Frust "abgehängter" Deutscher sind. Die
Regierung  nutzt  die  dramatischen  Geschehnisse,  um  den  Polizei-  und
Überwachungsapparat  aufzublasen.  Ebenso macht sie  sich im Auftrag der
türkischen  Regierung  durch  Verhaftungen  kurdischer  Aktivist*innen  zum
Gehilfen eines gefährlichen Despoten.

Die  Werkzeuge  der  Diktatur  von  morgen  werden  heute  geschaffen.  Mit
automatisierter  Passbildabfrage  durch  alle  Geheimdienste,  Messenger-
Überwachung,  Speicherung  von  Metadaten,  Gesichtserkennung  bei
Videokameras,  Militarisierung  der  Polizei,  Gefährderhaft,  Abschaffung  von
Zeugenrechten  oder  Verschärfung  der  Widerstandsparagraphen  werden
weitestgehend  unwidersprochen  grundlegende  rechtsstaatliche  Prinzipien
durch die Regierung unterlaufen.

Zwar ist der Polizeistaat eine Gefahr für die gesamte Gesellschaft, gerade die
linke Szene trifft er aber mit besonderer Härte. Kein Wunder. So alt wie das
Gedankengut ist, dass die Menschen zum Hassen verleitet, so alt ist auch der
Kampf  gegen  die  Leute,  die  es  verhindern  wollen.  In  einem  System,  das
Menschen in ein Korsett aus Arbeitszwang und Gehorsam steckt, kann der
autoritäre  Staat  nicht  weit  sein.  Einhergehend mit  der  Gleichstellung  von
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Links-  mit  Rechtsradikalen  wird  alles  bekämpft,  was  eine  humanistische
Opposition zum Status Quo darstellt.

Wir fordern:

– eine Zurücknahme aller  aufgezählten Überwachungs-, Gewalt-  und
Repressionsmittel.

– Solidarität mit Betroffenen von Polizeigkriminalität.
– die Einrichtung von externen Ermittlungsstellen für Polizeigewalt auf

Landes- und Bundesebene.
– ein Ende der Repression gegen kurdische Aktivist*innen im Auftrag

der türkischen Regimes.
– eine  größere  Sensibilität  in  Bezug  auf  staatliche  Willkür  (z.B.

rechtswidrige  Polizeipraktiken  gegen  linke  Demos,
menschenverachtende  Behandlung  von  Verdächtigen  in
Gefangenensammelstellen, Folterpraktiken, etc.).

5. Flüchtlingspolitik – Refugees welcome! 

Die  Linksjugend  ['solid]  Saar  sieht  ihre  Verpflichtung  in  Sachen
Flüchtlingspolitik in zweierlei Hinsicht: Zum einen müssen die Ursachen der
Flucht bekämpft werden, zum anderen muss allen Menschen, insbesondere
denen, die sich auf die Flucht begeben haben, im Saarland, Deutschland und
in Europa ein menschenwürdiges Leben ermöglicht werden. Wir unterstützen
praktische  Flüchtlingshilfe  vor  Ort.  Die  Zustände  in  der
Landesaufnahmestelle in Lebach müssen  weiterhin verbessert werden. Wir
sehen es zudem als unsere Aufgabe an, Vorurteile gegenüber Migrant*innen
abzubauen und sie vor Diskriminierung zu schützen.

Das  ausgehöhlte  deutsche  Asylrecht  darf  nicht  weiter  kahlgeschlagen
werden.  Abschiebungen  als  inhumanste  Praxis  der  deutschen
Flüchtlingspolitik lehnen wir entschieden ab: Kein Mensch ist illegal!

Wir fordern:

– Keinerlei weitere Verschärfungen des Asylrechts.
– Die Aussetzung aller Abschiebungen sowie die Abschaffung der 

Abschiebeknäste.
– Mehr Geld und Personal für psychische Betreuung sowie 

Integrations- und Sprachkurse von Flüchtlingen.
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– Allen in Deutschland lebenden Menschen ohne Aufenthaltstitel 
diesen zu ermöglichen.

– Für LGTBQI*-Flüchtlinge (→F), Frauen und solche, welche aufgrund 
ihrer Religion diskriminiert werden, müssen alle notwendigen Hilfen 
zukommen. Die Bildungsarbeit mit Flüchtlingen im Bezug auf 
humanistische Werte muss ausgeweitet werden.

– Den schnellen und unbürokratischen Zugang für Flüchtlinge zu 
Bildungseinrichtungen und dem Arbeitsmarkt sowie eine 
Anerkennung von Berufs- und Bildungsabschlüssen und die 
Abschaffung der Vorrangsprüfung (→M). 

– Die Aussetzung der Residenzpflicht: Keine Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit!

– Eine dezentrale und menschenwürdige Unterbringung. Die 
Landeaufnahmestelle Lebach soll nur noch als Clearingstelle 
fungieren. Geldleistungen sind Sachleistungen vorzuziehen.

– Die Schaffung von legalen Fluchtwegen nach Deutschland.

6.  Feminismus/Queer – Fuck Gender Roles! 

Als  feministischer  und emanzipatorischer  Jugendverband gilt  für  uns:  Kein
Mensch darf aufgrund seines Geschlechts oder/und der sexuellen Identität
diskriminiert  werden!  Wir  setzen  uns  konsequent  für  ein  Recht  auf
Selbstbestimmung  ein  und  arbeiten  auf  Akzeptanz  aller  betroffenen
Lebensweisen  hin.  Diskriminierung  aufgrund  des  Geschlechts  und  der
sexuellen Identität gehört leider immer noch in vielen Bereichen zum Alltag.
Individuelles  Empowerment  und  ein  Einwirken  auf  ein  gesellschaftliches
Umdenken reichen dabei für uns nicht aus, sondern es müssen von Politik
endlich  zentrale  Maßnahmen gegen  diese  ungerechte  Behandlung  erwirkt
werden! Wir setzen uns auf allen Ebenen für die Förderung und Anerkennung
sexueller und geschlechtlicher Vielfalt ein.

Wir fordern:

– Einkommensgleichheit für alle Geschlechter und damit die 
Überwindung der Gender Pay Gap (→N). 

– FLTI*-Quoten (→F) in allen relevanten Bereichen.
– Eine volle Durchsetzung des allgemeinen Gleichbehandlungs-

gesetzes.
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– Gleiche Unterstützung für alle Familienmodelle: Ein Babyjahr muss 
für alle Elternteile gelten.

– Einen kostenlosen und garantierten Kita-Platz für jedes Kind.
– Die langfristige Abschaffung aller Eheprivilegien- und pflichten.
– Förderung von alternativen Wohnmodellen wie 

Mehrgenerationenhaushalte und anderer Kollektivmodelle.
– Bedingungsloses Asyl für alle wegen ihres Geschlechts und/oder 

sexuellen Orientierung verfolgten Menschen.
– Geschlechtliche und sexuelle Vielfalt muss einen umfangreichen 

Platz im Schulunterricht bekommen und Verbände, die aufklären 
und beraten, finanziell gestärkt werden. Damit verbunden sein muss
eine bessere Aufklärung und eine voll umfassende Akzeptanz von 
queeren Kindern.

– Die Einrichtung eines Lehrstuhles für „Gender Studies“ an der 
Universität des Saarlandes.

– Dass beispielsweise auch in Schulbüchern alle Lebensformen mit 
einbezogen und als selbstverständlich dargestellt werden.

– Ein Verbot von sexistischer Werbung.
– Die Anerkennung des Geschlechts bei Trans- und intersexuellen 

Personen ab dem Outing.
– Das Verbot der Geschlechtszuschreibung bei intersexuellen Kindern 

durch Zwangseingriffe im Babyalter.
– Eine Verpflichtung für Krankenkassen Trans- und Intersexuellen alle 

finanziellen Leistungen zu übernehmen, welche essentiell sind um 
deren Wunsch nach einem würdigen und selbstbestimmten Leben 
nachzukommen.

– Langfristig die kostenlose Bereitstellung von Menstruations-
Hygieneartikeln und jeglichen Verhütungsmitteln. Kurz- bis 
Mittelfristig ist für diese Produkte der verminderte 
Mehrwertsteuersatz anzusetzen.

– Individuelle Aufklärung bezüglich Verhütungsmethoden und 
Menstruationshygiene muss für alle gewährleistet sein. 
Frauenärzt*innen sollen darauf geschult werden, diese 
standardmäßig – beispielsweise im Rahmen des ersten Besuchs – 
und nicht nur in Einzelfällen auf Nachfrage der jeweiligen 
Patientinnen anzubieten.

– Eine gesamtgesellschaftliches Initiative gegen Bodyshaming und 
vermeintliche Schönheitsideale durch öffentlich finanzierte 
Kampagnen sowie Bildungsangebote bzw. Aufklärung in Schulen und
Jugendeinrichtungen.
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7.  Antidiskriminierung – Für eine Welt ohne Diskriminierung! 

Gesamtgesellschaftlich  gibt  es  einen  unerträglich  hohen  Anteil  an
antisemitisch eingestellten Personen aus allen politischen Lagern und in
der  Mitte  der  Gesellschaft.  Der  Antisemitismus  bietet  eine  ideologische
Welterklärung  und  erfüllt  das  Bedürfnis  nach  einfachen  Antworten.  Die
komplexen,  abstrakten  kapitalistischen  Verhältnisse  werden  mit  Personen
gleichgesetzt und beispielsweise „die Juden“ als individuell Verantwortliche
für alle Probleme ausgemacht. 
Heute zeigt sich der Antisemitismus meist nicht mehr in seiner klassischen
Gestalt.  Die  neue Form des "sekundären Antisemitismus" zeigt  sich unter
Anderem im Antizionismus (→G). Häufig ist diese „Israelkritik" antisemitisch
motiviert.  Dabei  ist  Israel  auch  die  Staat  gewordene  Konsequenz  aus
Auschwitz. 

Die hohen Zustimmungswerte in Studien zu antiziganistischen (→I) Aussagen
erschrecken uns ebenfalls  sehr.  Sinti  und Roma sind in Deutschland eine
anerkannte  Minderheit.  Ihre  umfassenden  Minderheitsrechte  können
allerdings nur wahrgenommen werden, wenn es eine vertragliche Regelung
mit  der  jeweiligen  Landesregierung  gibt,  da  diese  Ländersache  sind.  Die
Verfolgungsgeschichte muss endlich umfassend aufgearbeitet werden!
Nicht  zuletzt  hat  der  antimuslimischer Rassismus Hochkonjunktur.  Für die
Linksjugend ['solid] Saar ist klar, dass diese künstlich erzeugten Ängste oft
keine  rationale  Grundlage  besitzen  und  zumeist  unbegründet  bleiben.
Antimuslimische  Vorurteile  sind  oft ideologisch  motiviert,  so  dass  ein
erweiterter  Rassismusbegriff  hier  seine  Anwendung  finden  muss.  Hieraus
resultiert wiederum die Vorstellung, dass „der Islam“ in seiner Gesamtheit
nicht  mit  den  „westlichen  Werten“  des  sogenannten  „jüdisch-christlichen
Abendlandes“  vereinbar  sei.  Dass  Muslima  und  Muslime  in  all  ihrer
kulturellen  Vielfalt  mit  religiösen  Fundamentalisten  oder  gar  Terroristen
gleichgesetzt werden, ist dabei eine oft zu findende Strategie.

Wir fordern:

– Das Existenzrecht Israels  darf  nicht  in  Frage gestellt  werden.  Wir
beteiligen uns nicht an öffentlichen Aktionen und Demonstrationen
mit einer antisemitischen und antizionistischen Ausrichtung!

– Eine grundlegende Diskussion über die Ausrichtung fortschrittlicher
Gesellschaftskritik  und  eine  schonungslose  Kritik  von
Antisemitismus auch und gerade in der politischen Linken.

– Eine  Rahmenvereinbarung  der  Landesregierung  wie  in  manchen
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anderen Bundesländern mit den Verbänden der Sinti und Roma um
projektbezogene  und  generelle  finanzielle  Unterstützung  zu
gewährleisten. 

– Eine konsequente Aufarbeitung der Verfolgungsgeschichte der Sinti
und  Roma.  Eine  Aufnahme  des  Themas  in  die  saarländischen
Lehrpläne.

– Eine  zentrale  Gedenkstätte  für  die  saarländischen  verfolgten und
verschleppten Sinti und Roma.

– Wir  verlangen  einen  Lehrbeauftragten  für  den  Bereich
„Minderheitengeschichte  und  Bürger*innenrechte“  an  der
Universität des Saarlandes.

– Die Linksjugend ['solid] Saar setzt sich zudem gegen die  pauschalen
Diffamierungen gegenüber  Muslima und Muslimen zur  Wehr.  Eine
laizistische und fundierte Kritik insbesondere am politischen Islam
muss allerdings auch Bestandteil einer kritischen Linken sein. 

8. Prekäre Beschäftigung – Befristung und Leiharbeit stoppen! 

Für  uns  ist  klar:  Die  Linksjugend  ['solid]  Saar  lehnt  jede  Form  prekärer
Beschäftigung  ab.  Spätestens  seit  der  Agenda  2010  ist  prekäre
Beschäftigung  der  Lebensalltag  für  Millionen  von  Menschen.  Diese
Verabsolutierung  der  Ausbeutung  ist  nicht  nur  unfair,  sondern  ein
gesellschaftlicher Rückschritt, der überwunden werden muss.

Letztlich wird, ohne den Kapitalismus zu überwinden, prekäre Beschäftigung
nie  vollständig  abgeschafft  werden  können,  da  sie  fester  Bestandteil  des
kapitalistischen Systems ist. Wenn nicht hier, dann anderswo. Dennoch gilt
es, die aktuell besonders prekären Verhältnisse vor Ort direkt zu bekämpfen.

Die  Linksjugend  ['solid]  Saar  sucht  zur  Umsetzung  der  Interessen  des
Proletariats  die  Zusammenarbeit  mit  Gewerkschaften  und  anderen
außerparlamentarischen Vereinigungen. 

Wir fordern:

– Einen Mindestlohn für alle (!) von mindestens 12.50 Euro pro Stunde
und  regelmäßige  an  die  Inflation  und  die  Lebenshaltungskosten
angelehnte Erhöhungen. 

– Ein Verbot von Kettenbefristungen und unbezahlten Praktika über 20
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Arbeitstagen.
– Leih- und Zeitarbeit muss bekämpft werden. Unternehmen sollen für

die  Einstellung  von  Leih-  und  Zeitarbeitern  deutlich  mehr  Geld
aufbringen müssen, als für Festangestellte.

– Mehr Mittel für die saarländischen Berufsschulen.
– Stärkere  Verpflichtungen  für  Unternehmen  zur  barrierefreien

Gestaltung und die Integration von Personen mit Einschränkungen.

9. Jugendpolitik und -kultur - Die Stadt gehört auch dir! 

Kultur bedeutet viel zu oft das Bewahren und Verstehen bereits erreichter
und da gewesener vermeintlicher Höhen. Im Sinne einer emanzipatorischen
Kulturpolitik gilt es, ein Bewusstsein für die eigene aktive Rolle im kulturellen
Prozess zu schaffen. Damit der Zugang zu Kultureinrichtungen für alle auch
im  ländlichen  Raum  gewährt  ist,  braucht  es  die  Abschaffung  von
Beschränkungen.  Zudem  muss  die  Teilhabe  von  Jugendlichen  an
demokratischen Prozessen weiter gestärkt werden.

Wir fordern:

– Die  Stärkung  und  Ausweitung  von  Jugendräten  in  den
Kommunalparlamenten.

– Die  direkte  Herabsetzung  des  Wahlalters  auf  16  Jahre.  Eine
Diskussion über ein Wahlrecht für alle ab der Geburt.

– Das  jede  Kommune  einen  alternativen  Kulturetat  zur  Verfügung
stellen soll,  mit dem Projekte junger Menschen gefördert  werden
können.

– Den  Erhalt  und  Ausbau  von  Jugendzentren,  für  welche
Selbstverwaltung und Hierarchielosigkeit anzustreben ist.

– Eine Förderung von Integrationsarbeit im Bereich der Jugendarbeit.
– Der  Zugang  zu  kultureller  Teilhabe  muss  barrierefrei  gestaltet

werden.
– Keine  Kriminalisierung  von  Jugendkulturen!  Räume  schaffen  für

Streetart,  Graffiti  und Skater*innen.  Das Angebot an kostenfreien
Proberäumen, Ateliers und Werkstätten muss ausgeweitet werden.
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10. Bildung – Individualität statt Konformität! 

Es gelten die Grundsätze „freie Bildung für alle“ und „Bildung darf keine
Ware sein“. Dies betrifft materielle Barrieren wie hohe Eintrittspreise
ebenso wie die  inhaltlich-programmatische Ausrichtung des Angebots.  Für
uns  ist  klar:  Die  saarländische  Bildungs-  und  Kulturlandschaft  darf  nicht
weiter kaputt gespart werden!

Schule  und  Uni  sind  ein  Ort  zum  Denken  und  zum  Entfalten  und  keine
Fabriken für möglichst qualifizierte und angepasste Arbeitskräfte. Ein Lernen
und Leben muss ohne Leistungsdruck gestaltet werden können, gerade bei
den  Jüngsten.  Unsere  Bildungspolitik  zielt  auf  einen  frei  denkenden  und
mündigen Menschen ab, welcher selbstbestimmt sein Leben gestalten kann.

Wir fordern:

...alle betreffend:

– Der unbedingte Erhalt aller bestehenden Bildungs-, Sport- und 
Kultureinrichtungen.

– Den kostenlosen Zugang zu staatlichen und städtischen Schulen und
Universitäten, Museen, Theatern, Kinos, Zoos, öffentlichen 
Sportanlagen und anderen Einrichtungen, insbesondere für alle 
Kinder, Jugendlichen, Menschen in Bildungs- oder Sozialbereichen 
sowie sozioökonomisch Benachteiligten.

– Die unmittelbar zu erfolgende Einstellung zusätzlicher Lehrer*innen 
und Professor*innen sowie den generellen Stopp des Abbaus von 
Lehrendenstellen im Saarland.

...an den saarländischen Schulen und Berufsschulen:

– Ein kostenloses, gesundes Mittagessen bei mindestens einem 
veganen Gericht.

– Mittelfristig die Ersetzung des gegliederten Schulsystems durch die 
Gemeinschaftsschule; solange es Gymnasien gibt eine dreijährige 
Oberstufe (G9).

– Mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten für Schüler*innen.
– Eine maximale Ausweitung bei Wahlmöglichkeiten von Schulfächern.
– Keine Notengebung in einer sechsjährigen Grundschulzeit. Bei 

weiterführenden Formen die Ausweitung von alternativen 
Prüfungskonzepten die sich am individuellen Lernfortschritt 
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orientieren.
– Die Reform der Anwesenheitspflicht mit einer optionalen ersten 

Schulstunde und freiwilligen Nachmittagsangeboten.
– Ein Verbot von Firmensponsoring und Werbeaktionen der 

Bundeswehr an öffentlichen Schulen.
– Die Förderung von Konzepten des selbstorganisierten Lernens.
– Antifaschistische und antidiskriminatorische Aufklärungsarbeit z.B. 

in Projektform.
– Eine Ausweitung der Behandlung von zeitgenössischer Literatur, 

Film und Theater an den Schulen sowie kritischer 
Medienkompetenz.

– Einen verpflichtenden Schwimmunterricht für alle Schüler*innen.
– Eine Abschaffung der Hausaufgaben, dafür betreutes Lernen als 

Nachmittagsangebot.
– Eine Reform des Sexualkundeunterrichts: Alle Schüler*innen sollen 

fundierte Aufklärung in den folgenden Bereichen erhalten: 
Verhütung (für alle Sexualpraktiken und nicht nur für Vaginalverkehr)
und sexuell übertragbare Krankheiten (STI), Menstruationshygiene, 
sexuelle und geschlechtliche Identitäten, Vorkommen und 
Natürlichkeit von BDSM sowie Risiken bei unprofessioneller 
Durchführung einzelner Praktiken. Zu allen diesen Punkten ist den 
Schüler*innen weiterführendes Informationsmaterial 
auszuhändigen. Ihnen ist zu vermitteln, bei welchen Stellen sie bei 
Bedarf wietere Aufklärung zu den einzelnen Themen erhalten.

– Eine verpflichtende Teilnahme aller Schüler*innen am 
Sexualkundeunterricht, ggf. auch entgegen den (bspw. religiös 
begründeten) Willen der Erziehungsberechtigten.

– Für jede Schule mindestens eine Sozialarbeiter*innenstelle, die dem
Kompetenzbereich des Landes obliegt, um eine flächendeckende 
Versorgung mit Sozialarbeiter*innen zu gewährleisten.

– Mehr Mittel für die Erwachsenenbildung.

...an den saarländischen Hochschulen:

– Eine Zurückdrängung der Kommerzialisierung des Hochschulraumes
und Freiräume in studentischer Selbstverwaltung.

– Die Einführung einer Zivilklausel (→J).
– Die Abschaffung der Fortschrittskontrollen im Studium sowie der 

damit verbundenen Repressalien.
– Die Abschaffung der (faktischen) Anwesenheitspflicht.
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– Studiengebühren jeglicher Art lehnen wir ab.
– Ein elternunabhängiges Bafög für alle und eine damit verbundenen 

Anhebung der Sätze.
– Eine Masterplatzgarantie.
– Eine deutliche Erhöhung der finanziellen Mittel für die 

saarländischen Hochschulen.
– Mehr Mitbestimmungsrechte für die Studierenden.

11. Netz- und Medien – Freies Internet für alle! 

Die Linksjugend ['solid] Saar setzt sich im Zuge der Barrierefreiheit auch für
ein  „Grundrecht  auf  Internet“  ein.  Hierbei  ist  eine  gleichberechtigte
Behandlung  aller  Nutzer*innen  des  Internets  zwingend  geboten.  Die
Linksjugend ['solid]  Saar  lehnt jegliche Bestrebungen zur  Errichtung eines
Klassen-Internets  ab.  Zudem  darf  das  Internet  nicht  weiter  als
Massenüberwachungsorgan  genutzt  werden.  Die  Werte  der  Freiheit  und
Gleichheit gelten auch für das Netz!

Wir fordern:

– Eine verbindliche Verpflichtung zur bewährten Netzneutralität.
– Einen garantierten und kostenfreien Zugang zum Internet für alle 

Menschen und der damit verbundene Ausbau von Freifunknetzen.
– Eine Abschaffung der Vorratsdatenspeicherung und ähnlicher 

Massenüberwachungsmethoden.
– Einen vollständigen Breitbandausbau für alle Menschen im Saarland.
– Förderung und Ausbau von Open-Source-Aktivitäten.
– Eine Reform des Urheberrechts zugunsten von freien 

Nutzungsrechten.

12. Drogenpolitik- Das Recht auf Rausch  

Der internationale Krieg gegen Drogen hat versagt und nimmt zudem immer
menschenverachtendere Züge an. Wir glauben nicht daran, dass durch immer
brutalere Maßnahmen die mit illegalem Drogenhandel verbundenen Probleme
gelöst werden können. Zudem sehen wir es als ein Recht des Menschen an,
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sich  zu  berauschen.  Welche  Mittel  Mensch  dabei  verwendet,  ist
hauptsächlich ein soziales Konstrukt: Warum sonst sollte z.B Alkohol erlaubt
und Cannabis verboten sein?

Wir fordern:

– Die vollständige Entkriminalisierung von Drogenabhängigen.
– Eine kritische und ausgewogene Suchtprävention.
– Die Freigabe von allen betroffenen Substanzen, wenigstens zur 

Erforschung von medizinischen Zwecken.
– Eine reglementierte und besteuerte Abgabe durch öffentliche 

Einrichtungen von allen legalen Rauschmitteln.
– Eine Prüfstelle zur potentiellen Freigabe von Rauschmitteln.
– Das Saarland zu einer Modellregion für Cannabislegalisierung zu 

machen.

13. Religionspolitik-  Runter mit dem Kruzifix! 

Die  saarländische  Linksjugend  setzt  sich  für  das  Grundrecht  der  freien
religiösen Entfaltung ein. Wir sind indes der Ansicht, dass eine sozialistische,
emanzipierte Gesellschaft  ohne religiöse oder quasireligiöse Eigenschaften
geboten  ist.  Wir  verurteilen  die  Bildung  von  (quasi)religiösen
Organisationsstrukturen  innerhalb  linker  Parteien  und  Organisationen  und
streben ein laizistisches Verhältnis (→H) von Kirche und Staat an.
Wir fordern:

– Die Abschaffung der Kirchensteuer.
– Religiös gebundene Hilfsorganisationen sollen sich ohne Staatshilfen

finanzieren. Die sozialen Aufgaben, die diese erfüllen, sollen zudem
verstärkt von öffentlichen Institutionen übernommen werden.

– Ein Verbot von religiösen Symbolen als  Einrichtungsgegenständen
an und in öffentlichen Gebäuden, wie beispielsweise Schulen und
Gerichtssälen.

– Ein Verbot von Genitalbeschneidungen aus religiösen Gründen bei
Minderjährigen.

– Die Abschaffung des konfessionell gebundenen Religionsunterrichts
zugunsten  eines  allgemeinen  und  flächendeckenden  Ethik-  und
Philosophieunterrichts mit religionskundlichen Aspekten.

– Eine Abschaffung von konfessionsgebundenen Privatschulen.
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– Die  Abschaffung  aller  Sonderregelungen  des  kirchlichen  Arbeits-
rechtes, durch welche Menschen diskriminiert werden.

– Sicherzustellen, dass Personen, die aus einer Religionsgemeinschaft
austreten, hierdurch keine Kosten erstehen.

14. Umwelt – Eine strahlende Zukunft ohne Atomkraft 

Wir  haben  nur  diese  eine  Welt;  eine  nachhaltige  und  umweltbewusste
Gesellschaft ist also ein Muss für uns! Im Kapitalismus geht es aber nicht um
Nachhaltigkeit und Umweltbewusstsein, sondern um Profitmaximierung. Dies
verursacht teils irreversible Schäden, die es akut innerhalb des bestehenden
Systems  zu  bekämpfen  gilt,  denn  sie  lassen  sich  auch  nach  dessen
Überwindung nicht kompensieren. 
Aus diesem Grunde erkennen wir beispielsweise den Nutzen lokalen Handels
und ökologischer Landwirtschaft an und befürworten diese; nachhaltige und
gesunde Ernährung dürfen aber kein Luxus sein und müssen allen Menschen
zugänglich  gemacht  werden!  Ebenso  wenig  darf  dabei  der  Eindruck
entstehen,  die  Umwelt  sei  gerettet,  wenn  nur  noch  Bio-  und  FairTrade-
Produkte  gekauft  würden:  Gerechter  und  nachhaltiger  Handel  heißt
Kommunismus! 
Wasser und Energieversorgung sehen wir als ein Grundrecht des Menschen
an  und  sollten  nicht  von  der  Privatwirtschaft  zu  kommerziellen  Zwecken
missbraucht werden.
Ebenso ernst  nehmen wir  den Tierschutz:  Tiere  als  lebende und fühlende
Wesen sind als solche wahrzunehmen und zu behandeln!
Wir fordern:

– Ein Verbot von überflüssigen Plastikverpackungen.
– Die Abschaffung der Müllgebühren für wiederverwertbare Stoffe.
– Die Legalisierung des sogenannten Containerns.
– Die komplette Rückführung der Wasser- und Energieversorgung in

öffentliche Hand und langfristig  kostenlose Versorgung.  Bis  dahin
wollen  wir  Gastronomiebetriebe,  Konzertstätten  und  Diskotheken
verpflichten,  Leitungswasser  kostenlos  auszuschenken.  Auf
Nachfrage sollen mitgebrachte Behälter wie Flaschen oder Coffee-
to-go-Becher  mit  Leitungswasser  kostenlos  aufgefüllt  und  mit-
genommen werden können.

– Den Ausbau von regenerativen Energien.
– Die  schnellstmögliche  Abschaltung  aller  Atomkraftwerke  in
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Deutschland  und  Europa.  Dabei  darf  gerne  mit  Cattenom
angefangen werden.

– Den mittelfristigen Verzicht auf Kohlekraftwerke.
– Ein Verbot des Emissionshandels.
– Die  Erforschung  von  Möglichkeiten  der  Gentechnik  für  die

Nahrungsmittelversorgung, keine direkte Freigabe.
– Ein Verbot von Saatgutpatenten.
– Subventionen  nur  für  Landwirtschaftsbetriebe,  die  sich  an

ökologische Standards halten. 
– Ein Verbot von Massentierhaltung.
– Das Verbot der Tötung von Tieren für die Modeindustrie.
– Staatliche Unterstützungen für Tierheime.
– Verbot von Wildtieren bei Schaustellerbetrieben.
– Weitreichende  Verbesserungen  der  Haltungsbedingungen  in

Tierheimen und Zoologischen Gärten.
– Ein  systematisches  staatliches  Vorgehen  gegen  Lebensmittel-

verschwendung.  Ein  erster  Schritt  wäre  ein  Gesetz,  das
Einzelhändler*innen  verpflichtet,  noch  essbare  „abgelaufene“
Lebensmittel,also  Lebensmittel,  die  das  Mindesthaltbarkeitsdatum
überschritten haben, zu verschenken anstatt sie wegzuwerfen.

15. Verkehr und Infrastruktur – Damit der Bus auch am 
Wochenende kommt! 

Schon  heute  können  sich  viele  Menschen  die  Fahrt  mit  öffentlichen
Verkehrsmitteln  nicht  mehr  leisten  und  sind  auch  dadurch  vom
gesellschaftlichen Leben  weitgehend ausgeschlossen.  Dies  ist  für  uns  ein
nicht hinnehmbarer Umstand. Eine effiziente Förderung von Bus und Bahn ist
dringend  geboten  –  und  das  für  alle  Menschen:  Barrierefrei,  regelmäßig,
flächendeckend und fahrscheinlos!

Wir fordern:

– Die Einführung eines fahrscheinlosen ÖPNV.
– Eine flächendeckende Vernetzung der Verkehrsgesellschaften.
– Die stärkere Miteinbeziehung des ländlichen Raumes im ÖPNV
– Von allen Gemeinden aus  verfügbare Nachtbusse.
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– Ein kostenloses Interrailticket für jede volljährige Person, um eine
potentielle Europareise zu ermöglichen.

– Den Ausbau die Radinfrastruktur im Saarland.

16. Internationales und Europa – Fight Fortress Europe! 

Die Idee eines Europas des friedlichen Miteinanders inspiriert auch uns und
wenn die europäische Gemeinschaft etwas auf den Weg gebracht hat, worauf
man sich positiv beziehen kann, dann das wir in Europa momentan in der
längsten  bisher  bekannten  Periode  ohne  Krieg  leben,  die  es  seit
Jahrtausenden  gegeben  hat.  Aber  das  Europa  und  die  sie  bestimmende
Europäische  Union  unter  der  Führung  ihres  stärksten  Mitgliedsstaates
Deutschland  schafft  weit  mehr  als  Frieden  zwischen  den  europäischen
Staaten:  Das  Europa  von  heute  ist  auch  ein  sich  nach  außen  hin
abgrenzender Raum und eine kapitalistische Weltmacht, die nach innen und
außen zerstörerisch wirkt.

Ein  Kontinent,  zu  dem es  keine  legalen  Fluchtwege  gibt,  wo immer noch
massenweise Menschen im Meer ertrinken müssen und Regierungen Deals
mit Staaten wie der Türkei aushandeln, um sich Hilfe suchende Menschen
vom Hals zu halten, trägt nicht zu Unrecht den Namen „Festung Europa“.
Eine EU, die massiven Agrarimperialismus betreibt und z.B in Westafrika die
Meere leer fischt. Während dort ganze Bevölkerungsgruppen Hunger leiden
ist auch nicht das, was wir uns unter einem friedlichen Europa wünschen.
Eine EU, die aus klar definierten Nationalstaaten besteht, die vor allem ihre
Interessen vertreten und  dafür  auch bereit  sind militärisch außerhalb  von
Europa aktiv zu werden, ist auch kein friedliches Europa.

Die Linksjugend ['solid] Saar fordert deswegen einen Neustart für Europa und
die EU: Für ein friedliches, humanes und emanzipatorisches Europa! Bevor
selbst das Bestehende von den überall aufstrebenden nationalistischen und
faschistischen Bewegungen wieder ganz niedergerissen wird.

In Deutschland muss endlich die Verfolgung von linken Gruppen, die weltweit
für die Freiheit und das Leben von vielen Menschen kämpfen einstellen. Es
kann nicht sein, dass wir den IS bekämpfen wollen und diejenigen, die dies
tun,  bei  uns  als  Terrororganisationen  völlig  unbegründet  verbieten  und
verfolgen. Diesen Gruppen wird unsere Solidarität zuteil.

Wir fordern:
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– Einen Austritt Deutschlands aus der NATO.
– Ein Ende der deutschen Austeritätspolitik und der Vormachtstellung

Deutschlands in der Europäischen Union.
– Eine gemeinsame europäische menschenwürdige Flüchtlingspolitik.
– Die  Stärkung  von  grenzüberschreitender  Bildung  und

Kulturprojekten.
– Europaweite Angleichungen im Bereich der Sozial- und Steuerpolitik

im Sinne einer antikapitalistischen und sozialistischen Politik.
– Gemeinsame internationale Bündnisse gegen rechte Bewegungen. 
– Eine sofortige Aufhebung des Verbots der PKK in Deutschland!

17. Innerparteilich – Gemeinsam für unsere Ziele 

Die  Linksjugend  ['solid]  Saar  sucht  Kooperationen  mit  Menschen,
Vereinigungen und Parteien des linken Spektrums auf regionaler, nationaler
und  internationaler  Ebene.  Sie  arbeitet  mit  ihren  Basisgruppen  und
Gliederungen,  so  beispielsweise  dem  sozialistisch-demokratischen
Studierendenverbund,  eng  zusammen.  Basisgruppen  genießen  besonderen
Schutz und besitzen besondere Rechte im Landesjugendverband.

Wir setzen uns für eine kritische Zusammenarbeit mit der Partei DIE LINKE.
im Saarland ein und wirken auf die Vertretung von Jugendlichen innerhalb der
Partei  auch  im  Sinne  eines  Generationenwechsels  hin.  Weitere  und
bestehende Vereinbarungen mit der Partei sind in betreffenden Dokumenten
geregelt.

Glossar

(A) Wieso „emanzipatorisch“?

Als emanzipatorisch bezeichnen sich politische Bewegungen, bei welchen die
Freiheit  und  Gleichheit  aller  Individuen  das  zentrale  Ziel  der  betriebenen
Politik sind. Wichtig ist dabei das Bewusstsein der Menschen, dass sie über
ihren Körper, über ihr Leben und die Bedingungen unter welchen dieses sich
gestaltet  grundsätzlich  selbst  verfügen  und  auch  selbst  Verantwortung
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tragen.

Wenn das Ziel eine befreite Gesellschaft ist, dann ist Emanzipation sozusagen
das Mittel zur Befreiung.

(B) Was ist die „Extremismusdoktrin“?

Die Extremismusdoktrin, auch Extremismusthese oder Totalitarismustheorie
genannt,  stellt  sich  vor,  dass  es  eine  politisch  „gesunde“  Mitte  der
Gesellschaft  gibt  und  jeweils  die  beiden  politschen  Ränder  „links“  und
„rechts“.  Diesen  wird  zudem  unterstellt  strukturell  genau  das  Gleiche  zu
wollen. Nazis, welche Menschen aus der Gesellschaft ausschließen oder gar
vernichten  wollen,  werden  also  mit  Linken  gleichgesetzt,  die  für  die
Gleichberechtigung  aller  kämpfen.  Essentielle  Unterschiede  werden  dabei
aber einfach ignoriert.

Zudem  wird  so  getan,  als  sei  eine  rechte  bzw.  menschenverachtende
Einstellung  ein  Problem  vom  gesellschaftlichen  Rand,  wobei  gerade  auch
wieder  aktuell  Studien  beweisen,  wie  verbreitet  Rassismus,  Sexismus,
Antisemitismus und andere menschenverachtenden Einstellungen ein voller
Bestandteil der Mehrheitsgesellschaft sind.

(C) Woher kommt die „Kritik der politischen Ökonomie“?

Eine  Kritik  der  politischen  Ökonomie  ist  der  Untertitel  des  Werkes  „Das
Kapital“  des  Philosophen  Karl  Marx.  Das  Werk  stellt  eine  grundsätzliche
Analyse und Kritik der sogenannten kapitalistischen Gesellschaft dar, welche
auf der Produktion von Mehrwert basiert.

(D) Was ist „Kritische Theorie“?

Die  Kritische  Theorie  stammt  von  den  Vertretern  der  sogenannten
„Frankfurter  Schule“,  einer  Reihe  von  durch  Marx  Werke  geprägten
Sozialwissenschaftlern  und  Philosophen,  welche  vor  allem  die  sozialen
Auswirkungen  der  kapitalistischen  Verhältnisse  auf  der  Basis  von  Marx
betrachten.  Als  wichtigste  Vertreter  gelten  Max  Horkheimer,  Theodor  W.
Adorno und Herbert Marcuse.
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(E) Warum das *?

Als feministischer Jugendverband ist es für uns von großer Wichtigkeit, dass
sich  der  Kampf  gegen  Diskriminierung  und  für  Gleichstellung  aller
Geschlechter auch in der Sprache niederschlägt. 

Unsere  Sprache  ist  aber  oft  auf  das  Maskulinum  reduziert,  wie  z.B
„Studenten“. Mit dem Gendern der Sprache sollen alle Geschlechter mit ein
bezogen werden. Der sogenannte Genderstar steht dabei stellvertretend für
alle Gruppen, de sich als weder männlich noch weiblich definieren. Außerdem
sprechen  wir  uns  auch  für  eine  Verwendung  von  geschlechtsneutraler
Sprache aus, wo es sich anbietet. Aus „Studenten“ kann so also entweder
gegendert „Student*innen“ werden oder geschlechtsneutral „Studierende“.

(F) Was ist eine FLTI*-Quote und was ist LGBTQ?

Frauen  sind  nicht  die  einzige  Gruppe  von  Geschlechtern,  welche  vom
Patriarchat,  also  der  von Männern beherrschten Gesellschaft,  unterdrückt
werden. „FLTI“ steht hier für Frauen. Lesben, Trans- und Interpersonen. Mit
dieser  Bezeichnung wollen  wir  alle  unterdrückten Gruppen miteinbeziehen
und  auch  beispielsweise  Transfrauen  stärken,  als  solche  anerkannt  zu
werden.

LGTBQ bezieht sich im Gegensatz zu FLTI auf die sexuelle Orientierung und
nicht auf das Geschlecht und steht für „Lesbian, Gay, Transgender, Bisexual
and Queer“.

(G)  Was ist  Antizionismus und  warum  ist  dieser  gewöhnlicherweise
antisemitisch?

Antizionismus bezeichnet eine generell ablehnende Haltung gegenüber dem
Staat Israel. Dies schließt direkt oder indirekt ein, dass der Staat Israel kein
Recht auf Existenz und Selbstbestimmung hätte. Israel fungiert global oft als
der „Jude unter den Staaten“ und wird für alles üble im nahen Osten und der
Welt  verantwortlich  gemacht,  ebenso  wie  dies  im  Antisemitismus  dem
„Juden“ zugeordnet wird. 
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Es geht nicht darum, jede Kritik an Israel als antisemitisch zu bezeichnen,
jedoch  lehnen wir  eine  Kritik  an  der  Existenz  und  der  Selbstbestimmung
Israels  klar  ab.  Die  Forderung,  Israel  in  allen  möglichen  Formen  zu
„kritisieren“,  immer  wieder  als  Tabubruch  inszeniert.  Häufig  ist  diese
„Israelkritik"  zutiefst  antisemitisch  motiviert.  Israel  ist  auch  die  Staat
gewordene  Konsequenz  aus  Auschwitz  und  fungiert  als  Schutzraum  für
jüdische  Menschen,  welche  in  allen  anderen  Staaten  der  Welt  von
Diskriminierung und/oder Verfolgung  betroffen sind.

(H) Worin besteht ein „laizistisches Verhältnis“?

Der sogenannte Laizismus setzt sich zum Ziel, eine vollständige Trennung von
Staat und Kirche herbeizuführen. Dies bedeutet nicht, dass es eine direkte
Religionsfeindlichkeit  gibt,  sondern  das  Religion  zum  einen  nur  privat
praktiziert  werden  soll  und  alle  öffentlichen  Institutionen  sich  in  einem
neutralen  Verhältnis  zum  Thema  Glauben  und  Religion  befinden.  Damit
verbunden kann der Säkularismus sein, welcher darauf abzielt, Religion aus
dem öffentlichen Leben abzusondern.

(I) Was ist Antiziganismus? 

Antiziganismus bezeichnet die Diskriminierung und Verfolgung von Personen,
welche  der  konstruierten  und  durch  Fremdbezeichnungen  zustande
gekommenen  Gruppe  der  „Zigeuner“  zugeordnet  werden.  Betroffen  sind
davon  real  vor  allem  Angehörige  der  Bevölkerungsgruppen  der  Sinti  und
Roma.

(J)  Welche  Bedeutung  hätte  eine  Zivilklausel  für  die  saarländischen
Hochschulen?

Mit einer Zivilklausel dürfte an den saarländischen Hochschulen nur noch für
friedliche  und  zivile  Zwecke  und  nicht  für  das  Militär  geforscht  werden.
Momentan gibt es hier zahlreiche Kooperationen von Hochschulen mit der
Rüstungs- und Sicherheitsindustrie, die dadurch beendet werden könnten. Es
gibt bereits mehrere Unis in Deutschland, wo die Zivilklausel Wirklichkeit ist.
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(K) Was ist das bedingungslose Grundeinkommen?

Wird vor Drucklegung ergänzt.

(L) Vermögens- und Kapitalertragssteuer

Wird vor Drucklegung ergänzt.

(M) Vorrangsprüfung

Wird vor Drucklegung ergänzt.

(N) Gender Pay Gap

Wird vor Drucklegung ergänzt.
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http://linksjugend-saar.de
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